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Ihre Nachricht vom 16.01.2018 

Besuchsanschrift Am Alten Stadtschloss 1, Kassel 

Datum 25.07.2018 

Vorbereitung eines Raumordnungsverfahrens zum Ausbau der Schienenstrecke Paderborn 

Halle, Abschnitt Kassel 

Unterrichtungsschreiben zur Festlegung des Untersuchungsrahmens gemäß § 15 Umwelt-

verträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) für das Raumordnungsverfahren durch das 

Regierungspräsidium Kassel und dem Landkreis Göttingen 

Sehr geehrter Herr Schmidt, sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie beabsichtigen im Rahmen des Bundesbedarfsplanprojektes ABS Paderborn-Halle zwischen 
den bestehenden Schienenstrecken Kassel - Hann. Münden und Kassel-Altenbeken, vom Stadt-
gebiet Kassel bis südlich von Immenhausen eine Neubaustrecke zu errichten. Die Lage der 
Eisenbahnstrecke steht noch nicht fest. Mit Schreiben vom 16. Januar 2018 baten Sie um Ab-
stimmung des Unterrichtungsrahmens nach § 15 UVPG. 

Die Beratung nach § 15 UVPG findet zu einem frühen Planungsstand des Vorhabens statt. In 
einem dem Raumordnungsverfahren vorgeschalteten mehrschichtigen Prozess soll zunächst die 
Antragsvariante gefunden werden. Das Vorhaben berührt – je nach Lösungsansatz – den Regie-
rungsbezirk Kassel und den Landkreis Göttingen. Für das Vorhaben wird die Durchführung 
eines Raumordnungsverfahrens erforderlich werden. Um dieses Verfahren auf der Grundlage 
gleichartiger Unterlagen und einheitlicher Kriterien durchzuführen, wurde der Untersuchungs-
rahmen länderübergreifend von dem Regierungspräsidium Kassel und dem Landkreis Göttingen 
unter Federführung des Regierungspräsidiums Kassel festgelegt. 

Gemeinsam mit dem Landkreis Göttingen wurde am 20. März 2018 eine Antragskonferenz 

durchgeführt, in der Gegenstand, Umfang und Methoden der Raum- und Umweltverträglich-

keitsuntersuchungen mit Ihnen und den geladenen Fachbehörden, Kommunen, Trägern 
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öffentlicher Belange und Vereinigungen besprochen wurden. Zur Antragskonferenz bestand für 

die beteiligten Stellen die Möglichkeit, schriftliche Stellungnahmen abzugeben. Die eingegange-

nen schriftlichen Stellungnahmen wurden Ihnen bereits übermittelt. 

In der Anlage übersende ich Ihnen die zwischen dem Regierungspräsidium Kassel und dem 

Landkreis Göttingen abgestimmte Festlegung des sachlichen und räumlichen Untersuchungs-

rahmens. Der Untersuchungsrahmen sowie Inhalt und Umfang der nach § 16 UVPG 

einzureichenden Unterlagen für das Raumordnungsverfahren wurde auf Grundlage der von 

Ihnen erstellten Tischvorlage sowie der im Rahmen der Antragskonferenz erörterten Beiträge 

und schriftlichen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange, Kommunen und Vereinigun-

gen sowie unter Berücksichtigung Ihrer in der Antragskonferenz getroffenen Zusagen festgelegt. 

Dies soll Ihnen in Ergänzung Ihrer Tischvorlage vom 31. Januar 2018 für die Erarbeitung der 

Antragsunterlagen zum Raumordnungsverfahren eine Grundlage geben. 

Der rechtliche Maßstab für die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens und für die Frage, 

welche Verfahrensschritte bei der Prüfung im Rahmen einer raumordnerischen Umweltverträg-

lichkeitsprüfung durchzuführen sind, ergibt sich grundsätzlich aus der Regelung des § 15 

Raumordnungsgesetz (ROG) sowie dem UVPG. Der Untersuchungsrahmen kann im weiteren 

Verfahren aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen erweitert oder geändert werden. Auch im 

Namen des Landkreises Göttingen bitte ich Sie, mich regelmäßig über den Fortgang der Planun-

gen zu informieren. Gerne berate ich Sie auch nach dieser Unterrichtung, soweit dies für die 

zügige und sachgerechte Durchführung des Verfahrens zweckmäßig ist. 

Ihr Antrag vom 16.01.2018 auf Durchführung einer Antragskonferenz/Scopingtermin, die Tisch-

vorlage sowie das Unterrichtungsschreiben mit Anlage wird auf den Homepages des 

Regierungspräsidiums Kassel sowie des Landkreises Göttingen ab dem 01.08.2018 veröffent-

licht. Sollten Sie Fragen haben, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag: 

 

( gez. Schäfer  ) 

 

Anlage: 

Festlegung des Untersuchungsrahmens gemäß § 15 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

(UVPG) für das Raumordnungsverfahrens zum Ausbau der Schienenstrecke Paderborn – 

Halle, Abschnitt Kassel durch das Regierungspräsidium Kassel und des Landkreises Göt-

tingen 


